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EDITORIAL

Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,
was war das für ein Jahr 2009! 
Finanzkrise, Bankenzusammenbrüche, Firmeninsolvenzen (Opel, Bank-
haus Oppenheim, Karstadt/Quelle).
Ist schon alles überstanden? Auch das können uns die Fachleute nicht mit 
Gewissheit voraussagen. Das Jahr 2009 war eine große Herausforderung 
für die Apothekerversorgung Niedersachsen.
Einen Moment durchatmen können wir beim Thema „Einführung einer 
Erwerbstätigenversicherung“. Nach der Bundestagswahl im September 
2009 und der daraus hervorgegangenen Koalition wird uns diese The-
matik voraussichtlich in den nächsten vier Jahren weniger beschäftigen. 
Mehr über die Auswirkungen der Bundestagswahl auf die berufsständi-
schen Versorgungswerke lesen Sie im Interview mit Dr. Ulrich Kirchhoff 
und Michael Jung, Vorstandsvorsitzender und Hauptgeschäftsführer der 
Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen e.V. 
(ABV). Eine große Herausforderung war die Umsetzung der „Rente mit 
67“. Die Anhebung der Regelaltersgrenze wurde nach ausführlicher Dis-
kussion in den Gremien auf den Jahrgang 1953 festgelegt. Wie das Modell 
„Rente mit 67“ bei der Apothekerversorgung Niedersachsen aufgebaut 
ist, finden Sie auf den Seiten 10 und 11.
Wir hoffen auf eine gute und erfolgreiche Zukunft.
Viel Freude beim Lesen!
Ihr 

Lutz Willigmann

Vorsitzender des Verwaltungsausschusses
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Kapitalanlagestruktur zum 31.12.2008

n Beitragseinnahmen: Die 
positive Beitragsentwicklung hat 
sich 2009 fortgesetzt. Bis Ende 
November 2009 nahmen die Bei-
tragseinnahmen um 3 Prozent 
auf 57,6 Millionen Euro zum ver-
gleichbaren Vorjahreszeitpunkt 
zu. Wesentlicher Grund dafür ist 
der per 30. November 2009 im 
Vergleich zum Vorjahr um 205 
auf 8.465 Mitglieder gestiegene 
Mitgliederbestand.

n Aufwendungen für Ver-
sorgungsleistungen: Die 
Aufwendungen für Versorgungs-
leistungen nahmen weiter zu 
und lagen in den ersten elf Mo-
naten mit 27,7 Millionen Euro 
um rund 13 Prozent über dem 
Stand von 2008 (24,5 Millionen  
Euro). Ausschlaggebend hierfür 
waren der sich fortsetzende An-
stieg des Rentenbestandes um 
118 auf 1.617 Renten und die 

Zunahme der durchschnittlichen 
Rentenhöhe.

n Kapitalanlagen: Der Be-
stand an Kapitalanlagen hat 
sich bis November 2009 im Ver-
gleich zum Jahresende 2008 um  
69,4  Millionen Euro auf 1,41 Mil-
liarden Euro erhöht. 

n Vermögenserträge: Die 
laufenden Vermögenserträge 
lagen Ende November 2009 
mit 39,7 Millionen Euro um  
6,1 Millionen Euro über dem 
Vorjahreswert. Beim Verkauf 
von Kapitalanlagen wurden zu-
sätzliche Erträge in Höhe von  
10,1 Millionen Euro erzielt.

n Bilanzsumme: Die Bilanz-
summe ist in den ersten elf 
Monaten des Jahres 2009 um  
5,6 Prozent auf  1,44 Milliarden 
Euro gestiegen. 

Geschäftsentwicklung  
per 30. November 2009

Fo
to

lia

Bessere
Ausgangslage

gen Europa müssen aufgrund der 
gesunkenen Renditen für fest-
verzinsliche Neuanlagen ihre Er-
tragsziele zurücknehmen. Die Apo-
thekerkammer Niedersachsen hat 
in der Kammerversammlung im 
November 2009 keine Erhöhung 
von Mitgliedsanwartschaften und 
laufenden Renten vorgenommen. 
Ausschlaggebend war dafür neben 
der Auswirkung der Finanzkrise 
im Jahresabschluss 2008 vor allem 
der hohe restliche Finanzierungs-
bedarf für die notwendige Ein-
führung neuer berufsständischer 
Richttafeln aufgrund der Verlän-
gerung der durchschnittlichen Le-
benserwartung der Angehörigen 
freier Berufe. 
Nach den derzeitigen Berechnun-
gen wird die Apothekerversorgung 
Niedersachsen im Jahre 2009 bei 
der Vermögensrendite den versi-
cherungsmathematischen Rech-
nungszins von 4 Prozent übertref-
fen. Es bleibt eine herausfordernde 
Aufgabe der kommenden Jahre, 
mit einem insgesamt sicheren An-
lageportfolio ausreichende Kapi-
talerträge zu erzielen.

Nach der schwierigen Wirt-
schaftsentwicklung Ende 
des Jahres 2008 haben 

sich die Wirtschafts- und Finanz-
daten seit Frühjahr des vergan-
genen Jahres verbessert. Dank 
vielfältiger Anstrengungen von 
Regierungen und Zentralbanken 
weltweit konnte die krisenhafte 
Entwicklung gestoppt werden. In 
den westlichen Volkswirtschaften 
wird insgesamt wieder mit einem 
verhaltenen Wirtschaftswachstum 
gerechnet. In einzelnen Branchen 

zeichnen sich gravierende Verän-
derungen ab. Erfreulicherweise hat 
die Arbeitslosigkeit nicht wesent-
lich zugenommen, die sozialen Si-
cherungssysteme in Deutschland 
haben den Belastungen bisher 
standgehalten. 
Die Bundesregierung plant trotz 
gestiegener fiskalischer Belastun-
gen weitere Anreize für eine Bele-
bung der wirtschaftlichen Aktivität. 
Im Finanzsektor hat die erwartete 
Konsolidierung begonnen. Die 
Zentralbanken unterstützen das Fi-

nanzsystem mit niedrigen Zinsen, 
das erleichtert es, die Schwierig-
keiten im Laufe der Zeit zu bewälti-
gen. Die ausreichende Versorgung 
von Unternehmen und Haushalten 
mit Krediten bleibt eine wichtige 
Voraussetzung für eine Stabilisie-
rung der Wirtschaftslage. Die po-
sitive Kursentwicklung an den Ak-
tienmärkten zeigt, dass die Sorgen 
der Anleger geringer werden. 
Viele auf Kapitalbildung basie-
rende Alterssicherungssysteme 
in Deutschland und dem übri-
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Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 
einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken

Kapitalanlagen in verbundenen Unternehmen und Beteiligungen

Sonstige Kapitalanlagen

 1) Aktien, Investmentanteile und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere

 2) Inhaberschuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere

 3) Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuldforderungen

 4) Sonstige Ausleihungen

  a) Namensschuldverschreibungen

  b) Schuldscheinforderungen und Darlehen

 5) Einlagen bei Kreditinstituten

Aktiva

A. Kapitalanlagen

B. Forderungen

C. Sonstige Vermögensgegenstände

Euro

75.109.839

37.953.193

391.874.999

373.425.752

12.850.000

424.186.565

6.940.600

19.262.942

34.680

711.014

653.609

Summe Kapitalanlagen 1.341.603.890

Bilanzsumme 1.363.417.970

Jahresbilanz Apothekerversorgung Niedersachsen 2008 

I

II

III

Summe sonstige Vermögensgegenstände 1.399.303

Forderungen aus dem Versicherungsgeschäft an Mitglieder 4.131.560

D. Rechnungsabgrenzungsposten

Abgegrenzte Zinsen 16.283.217

Sachanlagen und Vorräte

Laufende Guthaben bei Kreditinstituten

Andere Vermögensgegenstände

I

II

III

A. Eigenkapital

EuroPassiva

Gewinnrücklage

B. Versicherungstechnische Rückstellungen

Deckungsrückstellung

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle

Rückstellung für künftige Leistungsverbesserungen

22.733.786

1.324.295.302

27.213

14.383.274

I

II

III

Summe versicherungstechnische Rückstellungen 1.338.705.789

C. Andere Rückstellungen

Rückstellung für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 571.577

Sonstige Rückstellungen 35.100

Summe andere Rückstellungen 606.677

Bilanzsumme 1.363.417.970

E. Rechnungsabgrenzungsposten

Rechnungsabgrenzungsposten 27.300

D. Andere Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten aus dem Versicherungsgeschäft gegenüber Mitgliedern

Sonstige Verbindlichkeiten

57.081

1.287.337

I

II

Summe andere Verbindlichkeiten 1.344.418

I

II

1

2

3

3

4

5

6

2

3

1 …  Forderungen aus dem Versiche-
rungsgeschäft an Mitglieder. Forderun-
gen aus dem Versicherungsgeschäft an 
Mitglieder entfallen ausnahmslos auf bis 
zum 10. Januar des Folgejahres eingehen-
de Beitragszahlungen für angestellte Mit-
glieder von deren Arbeitgebern, die noch 
im abgelaufenen Geschäftsjahr versiche-
rungstechnisch gutgeschrieben werden.

… Andere Vermögensgegenstände. Bei 
den anderen Vermögensgegenständen 
handelt es sich überwiegend um Miet-
forderungen und im folgenden Jahr ab-
zurechnende Heiz- und Nebenkosten der 
direkt gehaltenen Immobilienanlagen.

… Rechnungsabgrenzungsposten. 
Der Rechnungsabgrenzungsposten der 
Aktivseite beinhaltet überwiegend abge-
grenzte Zinsen aus festverzinslichen Wert-
papieranlagen. Damit wird der auf das ab-

gelaufene Geschäftsjahr entfallende Teil 
der Zinsforderungen, die im Folgejahr zur 
Einzahlung beim Versorgungswerk anfal-
len, abgebildet.
Der passive Rechnungsabgrenzungspos-
ten umfasst demgegenüber Einzahlungen 
an das Versorgungswerk beispielsweise 
aus Mietverträgen vor dem Bilanzstichtag, 
die zu Einnahmen im darauffolgenden 
Geschäftsjahr führen.

… Deckungsrückstellung. Die De-
ckungsrückstellung umfasst den zum 
Bilanzstichtag des jeweiligen Geschäfts-
jahres ermittelten Saldo aus zukünftig 
erwarteten Rentenauszahlungen und zu-
künftig erwarteten Beitragseinzahlungen 
der Mitglieder an das Versorgungswerk. 
Der Saldo auf der Passivseite der Bilanz 
stellt einen in der Zukunft erwarteten 
Überhang der Rentenleistungen gegen-
über den Beitragseingängen dar.

… Verbindlichkeiten aus dem Versiche-
rungsgeschäft gegenüber Mitgliedern. 
Diese Position umfasst Beitragsvorauszah-
lungen im Dezember des Geschäftsjahres 
für das Folgejahr sowie Beitragsüberzah-
lungen von Mitgliedern an das Versor-
gungswerk, die zu Beginn des folgenden 
Geschäftsjahres vonseiten des Versor-
gungswerks zu erstatten sind.

… Sonstige Verbindlichkeiten. Die 
sonstigen Verbindlichkeiten setzen 
sich überwiegend aus vereinnahmten 
Mietkautionen sowie erhaltenen Heiz- 
und Betriebskostenvorauszahlungen der 
Mieter in den direkt gehaltenen Immobili-
enanlagen des Versorgungswerks zusam-
men. Darüber hinaus sind Verbindlichkei-
ten aus Lieferungen und Leistungen sowie 
aus Steuern enthalten, die zu Beginn des 
folgenden Geschäftsjahres ausgeglichen 
werden.

Was bedeutet eigentlich …

4

5

6
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Steuerbegünstigt

			   vorsorgen
Seit dem Inkrafttreten des Al-

terseinkünftegesetzes am  
1. Januar 2005 besteht die 

Möglichkeit, die Beiträge zur Alters-
vorsorge zunehmend von der Steuer 
abzusetzen. Durch die grundlegen-
de Umgestaltung der einkommen-
steuerrechtlichen Behandlung von 
Altersvorsorgeaufwendungen und 
Altersbezügen sowie die Einführung 
der nachgelagerten Besteuerung 
von Renten bleiben Aufwendungen 
für die Altersvorsorge während der 
aktiven Erwerbsphase steuerfrei. 
Dafür werden Renteneinkünfte im 
Alter schrittweise voll besteuert. Bei 
den Pflichtbeiträgen und freiwilligen 
Mehrzahlungen zum berufsständi-
schen Versorgungswerk handelt es 
sich um Beiträge im Sinne des § 10 
Abs. 1 Nr. 2 a des Einkommensteu-
ergesetzes. Diese sind im Rahmen 
des Sonderausgabenabzugs zuneh-

mend abzugsfähig. Der abzugsfä-
hige Anteil steigt jährlich um 2 Pro-
zent an und erreicht im Jahr 2025 
die volle Abzugsfähigkeit. 
Der maximale Beitrag (15/10) zur 
Apothekerversorgung Niedersach-
sen beträgt ab 01.01.2010 jährlich 
19.701,00 Euro (alte Bundesländer) 
bzw. 16.656,48 Euro (neue Bundes-
länder). Für das Jahr 2010 können 
bereits 70 Prozent der im Kalender-
jahr geleisteten Beiträge zur Basis-
versorgung (z.B. berufsständische 
Versorgung und gesetzliche Renten-
versicherung) steuerlich in Abzug 
gebracht werden, maximal 14.000 
Euro bei Ledigen bzw. 28.000 Euro 
bei Zusammenveranlagung. Bei 
Angestellten wird der Sonderaus-
gabenabzug durch den steuerfreien 
Arbeitgeberanteil reduziert. 
Der steuerliche Anreiz auf der Bei-
tragsseite findet seinen Ausgleich 

auf der Leistungsseite durch die 
nachgelagerte Besteuerung. Mit-
glieder, deren Rente im Jahr 2010 
beginnt, müssen 60 Prozent ihrer 
Renteneinkünfte versteuern. Ab 
dem Jahr 2040 liegt dieser Anteil bei 
100 Prozent. 
Sofern Sie die Möglichkeit der 
steuerbegünstigten Altersvorsor-
ge weiter ausschöpfen möchten, 
empfehlen wir, zunächst zusätzliche 
freiwillige Beiträge in die Apothe-
kerversorgung Niedersachsen zu 
zahlen. Die Renten der Apotheker-
versorgung Niedersachsen bieten 
u.a. den Vorteil, dass die freiwilligen 
Beitragsanteile in die Apothekerver-
sorgung Niedersachsen in die Be-
rufsunfähigkeits- und Hinterbliebe-
nenrente einfließen. Eine Wartezeit 
ist nicht vorgesehen. Der Anspruch 
besteht ab der ersten Beitragszah-
lung. 

Zum 1. Januar 2010 wurden die 
Beitragsbemessungsgrenzen in 

der Deutschen Rentenversicherung 
Bund auf monatlich 5.500 Euro (alte 
Bundesländer) und 4.650 Euro (neue 
Bundesländer) erhöht. Der Beitrags-
satz beträgt 19,9 Prozent.
n Mitglieder in freier Praxis: Die 
Versorgungsabgabe für selbststän-
dige Apothekerinnen und Apothe-
ker richtet sich nach dem Renten-
versicherungshöchstbeitrag. Dieser 
beläuft sich für 2010 aufgrund der 
oben genannten Beitragsbemes-
sungsgrenzen auf 1.094,50 Euro 
monatlich (alte Bundesländer) bzw. 
925,36 Euro monatlich (neue Bun-
desländer). Die Mindestabgabe be-
trägt 19,9 Prozent der Einkünfte aus 
pharmazeutischer Tätigkeit (Gewinn 
vor Steuern). Hierzu ist die Vorlage 
des Einkommensteuerbescheides 
des vorletzten Geschäftsjahres oder 
die Bescheinigung eines Steuerbe-
raters notwendig. 
n Mitglieder im Angestelltenver-
hältnis: Mitglieder, die zugunsten 
der Apothekerversorgung von der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
befreit sind, zahlen 2010 die jeweils 
gültigen Versorgungsabgaben in 
Höhe des maßgeblichen Renten-

Die neuen Beiträge ab 1. Januar 2010

versicherungsbeitrages. Diese be-
tragen 19,9 Prozent des sozialversi-
cherungspflichtigen Bruttogehaltes 
bis zu den genannten Beitragsbe-
messungsgrenzen. Bei einem Mo-
natsgehalt von 5.500 Euro (alte 
Bundesländer) bzw. 4.650 Euro 
(neue Bundesländer) und mehr sind 
monatlich 1.094,50 Euro (alte Bun-
desländer) bzw. 925,36 Euro (neue 
Bundesländer) zu entrichten. Mit-
glieder der Apothekerversorgung 
Niedersachsen, die nicht von der 
Versicherungspflicht bei der gesetz-
lichen Rentenversicherung befreit 
sind, leisten eine Versorgungsab-
gabe in Höhe von 2/10 des Renten-
versicherungsbeitrages. Bei einem 
Monatsgehalt in Höhe der maßgeb-
lichen Beitragsbemessungsgrenze 

Beitragsbemessungsgrenzen 2010

5.500,00 Euro

4.650,00 Euro
monatlich

jährlich

66.000,00 Euro

monatlich

jährlich

Ost

West

55.800,00 Euro

und höher, beträgt der zu entrich-
tende Betrag vom 1. Januar 2010 
an monatlich 218,90 Euro (alte Bun-
desländer) bzw. 185,07 Euro (neue 
Bundesländer). 
n Mitglieder ohne pharmazeuti-
sche Berufsausübung: Diese Grup-
pe hat die Möglichkeit, freiwillige 
Beiträge mindestens in Höhe von 
2/10 der allgemeinen Versorgungs-
abgabe (218,90 Euro alte Bundes-
länder bzw. 185,07 Euro neue Bun-
desländer pro Monat) zu zahlen. 
n Freiwillige Versorgungsab-
gabe: Jedes Mitglied kann un-
abhängig von der Höhe des Ge-
haltes Versorgungsabgaben bis 
zum Höchstbeitrag von monatlich 
1.641,75 Euro (alte Bundesländer) 
bzw. 1.388,04 Euro (neue Bun-
desländer) leisten, auch wenn die 
Pflichtabgabe niedriger ist. 
In Geschäftsjahren nach dem voll-
endeten 50. Lebensjahr können 
Versorgungsabgaben über den 
Pflichtbeitrag hinaus nur begrenzt 
entrichtet werden. Sofern Sie von 
dieser Möglichkeit Gebrauch ma-
chen wollen, wenden Sie sich bit-
te an uns, damit Ihre individuelle 
Zuzahlungsmöglichkeit berechnet 
werden kann. 

Am 31. Dezember 
2009 verzeichnete die  
Apothekerversorgung 
Niedersachsen  
insgesamt 8.485  
Mitglieder und  
1.636 Rentner.

Mitgliederstruktur zum 31. Dezember 2009

Selbstständige Pflichtmitglieder

Nichtselbstständige Pflichtmitglieder

Mitglieder in Kinderbetreuungszeit

Beitragsfreie Mitglieder

Freiwillige Mitglieder

26,58 %

52,61 %

7,51 %

4,03 %

4,39 %

Beitragsfreie Anwärter

Beamte

4,13 %

0,75 %

Mitgliederstruktur

%
26,58 

52,61

7,51

4,03
4,39

4,13
0,75

Folgende Beiträge ergeben sich für das Jahr 2010:
Der Beitragssatz beträgt 19,9 Prozent.

Euro    monatlich Euro    monatlich

  2/10 = 185,07 218,90

  5/10 = 462,68 547,25

10/10 = 925,36 1.094,50

15/10 = 1.388,04 1.641,75

neue Bundesländer alte Bundesländer
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RegelaltersgrenzeGeburtsjahr

Wann beginnt die abschlagsfreie Altersrente?

RegelaltersgrenzeGeburtsjahr

2 Monate

4 Monate

6 Monate

8 Monate

10 Monate

1953

1954

1955

1956

1957

1958

65 Jahre und

65 Jahre und

65 Jahre und

65 Jahre und

65 Jahre und

66 Jahre

2 Monate

4 Monate

6 Monate

8 Monate

10 Monate

1959

1960

1961

1962

1963

1964 und später

66 Jahre und

66 Jahre und

66 Jahre und

66 Jahre und

66 Jahre und

67 JahreDie Kammerversammlung 
der Apothekerkammer 
Niedersachsen hat in ihrer 

Sitzung am 18. November 2009 
eine Änderung der Alterssiche-
rungsordnung zum 1. Januar 2010 
beschlossen, die die Regelalters-
grenze bei der Apothekerversor-
gung Niedersachsen sukzessive in 
Zwei-Monats-Schritten auf das 67. 
Lebensjahr anhebt. Dafür gab es 
folgende Gründe: 
Seit einigen Jahrzehnten steigt die 
Lebenserwartung in den Industrie-
staaten deutlich an. Eine Datener-
hebung für die Jahre 2000 bis 2004 
durch die Arbeitsgemeinschaft 
berufsständischer Versorgungsein-
richtungen e. V. (ABV) hat gezeigt, 
dass die Lebenserwartung bei den 
freien Berufen deutlich höher ist 
als in der Gesamtbevölkerung (wir 
berichteten). Ein Vergleich der tat-
sächlichen Sterblichkeitsverhält-
nisse der Jahre 2000 bis 2004 mit 
den nach den berufsständischen 
Richttafeln 1997 erwarteten Sterb-
lichkeiten ergab, dass die tatsäch-
liche Lebenserwartung über der 
prognostischen Lebenserwartung 
lag, bei den Männern noch deut-
licher als bei den Frauen. Die in 
den berufsständischen Richttafeln 
1997 eingerechneten Sicherheiten 
waren verbraucht. Es wurde not-
wendig, neue Richttafeln zu erstel-
len. Die Anwendung dieser neu-
en berufsständischen Richttafeln 
führt aufgrund der Verlängerung 

der Lebenserwartung bei Einfüh-
rung zum 31. Dezember 2006 zu 
einem Anstieg der notwendigen 
Deckungsrückstellung. Dies geht 
zulasten der Leistungsdynamik. 
Die Verlängerung der Lebenser-
wartung führt zu einer längeren 
Rentenbezugsdauer. Aufgrund der 
weiterhin steigenden Lebenser-
wartung erhöht sich die Renten-
bezugsdauer umso mehr, je jünger 
ein Mitglied ist. Um diesen Anfor-
derungen gerecht zu werden, wird 
die Regelaltersgrenze von Alter 65 
auf Alter 67 angehoben.
Jedes Mitglied der Apothekerver-
sorgung hat mit dem Erreichen der 
Regelaltersgrenze Anspruch auf 

lebenslange Altersrente. Für Mit-
glieder, die bis 31. Dezember 1952 
geboren worden sind, verbleibt es 
bei der Regelaltersgrenze der Voll-
endung des 65. Lebensjahres. Die 
sukzessive Anhebung der Regelal-
tersgrenze beginnt für Mitglieder, 
die ab dem 1. Januar 1953 geboren 
worden sind. Ab Jahrgang 1953 
erhöht sich also zukünftig die Re-
gelaltersgrenze pro Jahr um zwei 
Monate, sodass ab dem Geburts-
jahr 1964 die Regelaltersgrenze 67 
Jahre erreicht ist.
Nach wie vor besteht die Möglich-
keit, eine vorgezogene Altersrente 
in Anspruch zu nehmen. Mitglieder, 
die vor dem 1. Januar 1953 gebo-

Schritt für Schritt zur

				    „Rente mit 67“

ren worden sind, können weiterhin 
die vorgezogene Altersrente mit 
Vollendung des 60. Lebensjahres 
beantragen. Diejenigen, die nach 
dem 31. Dezember 1952 geboren 
worden sind, können die Altersren-
te frühestens 60 Monate vor Errei-
chen der individuellen Regelalter-
grenze beantragen. Dies bedeutet, 
dass sich auch die Altersgrenze für 
die vorgezogene Altersrente ent-
sprechend der Regelaltersgrenze 
sukzessive um zwei Monate ab 
dem Geburtsjahr 1953 erhöht mit 
der Folge, dass ab dem Geburtsjahr 
1964 die vorgezogene Altersrente 
erst mit Vollendung des 62. Lebens-
jahres in Anspruch genommen 
werden kann. Für jeden Monat, für 
den die Altersrente vor Erreichen 
der Regelaltersgrenze gewährt 
wird, wird die Altersrente, die bis 
zum Beginn der Zahlung erwor-
ben worden ist, um 0,37 Prozent 
gekürzt. Wenn die Mitgliedschaft 
in der Apothekerversorgung oder 
einem anderen berufsständischen 
Versorgungswerk nach dem 31. 
Dezember 2011 beginnt, kann die 
Altersrente aufgrund gesetzlicher 
Bestimmungen frühestens mit Voll-

endung des 62. Lebensjahres bean-
tragt werden. Diese Regelung war 
erforderlich, um nach wie vor Leis-
tungen zu erbringen, die mit denen 
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung im Sinne des § 10 Absatz 1 Nr. 
2 a) Einkommensteuergesetz (EStG) 
vergleichbar sind. Dies ist auch Vo-
raussetzung dafür, dass weiterhin 
die Beiträge zum Versorgungswerk 
steuerlich absetzbar sind. 
Weiterhin ist es möglich, den Be-
zug der Altersrente aufzuschieben. 
Für Mitglieder, die vor dem 1. Ja-
nuar 1953 geboren worden sind, 
kann die Altersrente maximal bis 
zur Vollendung des 68. Lebens-
jahres, wie bisher, aufgeschoben 

werden. Mitglieder, die nach dem  
31. Dezember 1952 geboren wor-
den sind, können die Altersrente 
längstens bis zu 36 Monate nach 
Erreichen der individuellen Regel-
altersgrenze aufschieben. Die ab 
dem Jahr 1964 geborenen Mitglie-
der können die Altersrente also ma-
ximal bis zum 70. Lebensjahr auf-
schieben. Im Falle des Aufschubs 
erhöht sich die Altersrente, die mit 
Erreichen der Regelaltersgrenze 
erworben worden ist, wenn keine 
Beiträge entrichtet werden, um 
0,47 Prozent monatlich, und wenn 
Beiträge entrichtet werden, um zu-
sätzlich 0,47 Prozent monatlich des 
gezahlten Beitrages.
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Gesamtaufwand für Versorgungsleistungen 2008:  27.025.447 Euro

Hinterbliebenenrenten

Berufsunfähigkeitsrenten

Altersrenten87,41

6,12

5,42

Sonstige1,05

87,41

6,12
5,42 

1,05

%

Gesamtaufwand für Versorgungsleistungen 2008: 258 Mio. Euro

Altersrenten

Berufsunfähigkeitsrenten

Witwen- und Witwerrenten

Waisenrenten

Sonstige Leistungen 
(z.B. Sterbegeld, Rehabilitation)   % 79,03

4,43

1,61 0,70

14,23

79,03

4,43

14,23

1,61

0,70
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„Wir

Entspannung für
erwarten

unser System“

Ulrich Kirchhoff
Rechtsanwalt Dr. jur. Ulrich Kirchhoff ist seit November 2000 Vorsit-
zender des Vorstandes der Arbeitsgemeinschaft berufsständischer 
Versorgungseinrichtungen e.V. (ABV). Er engagiert sich seit mehr als 
45 Jahren für die berufsständische Versorgung. Dr. Kirchhoff erhielt 
das Verdienstkreuz am Bande des niedersächsischen Verdienstor-
dens.

Michael jung
Diplom-Kaufmann Michael Jung ist seit April 1993 Hauptgeschäfts-
führer der Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungsein-
richtungen e.V. (ABV). Der Geschäftsführung der ABV gehört Jung 
seit 1984 an, zunächst als stellvertretender Geschäftsführer, seit 
1986 als Geschäftsführer. In seine bisherige Amtszeit als Hauptge-
schäftsführer fallen die Festigung der sogenannten Friedensgrenze 
zwischen den Versorgungswerken und der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sowie die Schaffung eigener Sterbetafeln für die berufs-
ständischen Versorgungswerke. 

Die ABV – Arbeitsgemeinschaft 
berufsständischer Versorgungs-
einrichtungen e.V. – wurde 1978 
gegründet, weil sich bei den Ver-
sorgungswerken die Erkenntnis 

durchgesetzt hatte, dass sie eine 
Organisation brauchten, die ihre 
Anliegen auf bundespolitischer 

und europapolitischer Ebene zu 
Gehör bringt. In einem Interview 
mit dem Vorstandvorsitzenden Dr. 
Ulrich Kirchhoff und dem Haupt-
geschäftsführer der ABV, Dipl.-Kfm. 
Michael Jung, wollen wir die Auf-

gaben der ABV und ihr Wirken für 
die Versorgungswerke verdeut-

lichen.

Herr Dr. Kirchhoff, was 
bedeutet das Ergebnis der 

letzten Bundestagswahl für 
die Versorgungs-

werke?

Dr. Kirchhoff: Von der Unions-/
FDP-Koalition im Bund erwarten 
wir Entspannung für unser System. 
Wir rechnen nicht mit bedrohlichen 
Initiativen, uns in eine Bürger- oder 
erweiterte Erwerbstätigenversi-
cherung zu integrieren. Allerdings 
ist mit einer Diskussion um eine 
Ausweitung des versicherten Per-
sonenkreises in der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu rechnen. 
Stichworte sind hier nicht versi-
cherte Soloselbstständige, Vermei-
dung von Altersarmut, gebrochene 
Erwerbsbiografien mit häufigen 
Wechseln zwischen angestellter 
und selbstständiger Tätigkeit, ab-
nehmende Zahl sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigungs-
verhältnisse und Veränderung der 
Verhältniszahl von Leistungsemp-
fängern zu Beitragszahlern.

Die Banken- und Finanzmarkt-
krise beschäftigt die Menschen. 
Müssen die Mitglieder der  
Versorgungswerke um ihre  
Alterssicherung bangen?
Dr. Kirchhoff: Nein, die Versor-
gungswerke haben wegen ihrer 
diversifizierten Anlagestrategie und 
der Tatsache, dass sie nicht direkt in 
sogenannten Subprime-Anlagen in-
vestiert waren, die Finanzmarktkrise 
bisher relativ gut überstanden. Be-
lastender für die Versorgungswerke 
sind das zur Zeit niedrige Zinsniveau 
und die festgestellte erhebliche Ver-

längerung der Lebenserwartung 
gerade der Mitglieder der Versor-
gungswerke. Sie liegt nach statis-
tischen Erhebungen, die die ABV 
anhand der Mitgliederbestände der 
Versorgungswerke durchgeführt 
hat, aktuell um vier Jahre höher 
gegenüber der allgemeinen Be-
völkerung. Im Ergebnis bedeutet 
dies, dass die Versorgungswerke 
viel länger Rente zahlen müssen als  
z. B. die gesetzliche Rentenversiche-
rung. Wir gehen davon aus, dass die 
Renten und Anwartschaften in den 
Versorgungswerken stabil und gesi-
chert sind, dass es aber in den kom-
menden Jahren, wenn überhaupt, 
nur eine sehr zurückhaltende Dyna-
mik wird geben können.

Die Tätigkeit der ABV ist  
wesentlich auf die Abwehr von 
Forderungen nach Einbeziehung 
der Mitglieder der Versorgungs-
werke in die gesetzliche Renten-
versicherung gerichtet. Ist dies 
richtig?
Jung: Ja, das ist richtig. Diese Forde-
rung begleitet die Existenz der Ver-
sorgungswerke seit Anbeginn. In 
diesem Zusammenhang muss man 
daran erinnern, dass die Versor-
gungswerke nicht gegründet wur-
den, weil die freien Berufe nicht in 
der Rentenversicherung sein woll-
ten, sondern weil man sie bei der 
Rentenreform 1957 aus dieser aus-
schloss. ABV hat in der Vergangen-

heit in mehreren verfassungsrecht-
lichen Gutachten, u.a. von Prof. 
Rupert Scholz, nachweisen 
können, dass die Einbezie-
hung der Versorgungswer-
ke in die gesetzliche Ren-
tenversicherung, etwa 
durch Überführung von 
Vermögen oder der bisher 
in den Versorgungswerken 
versicherten Personenkrei-
se, verfassungswidrig und 
damit unzulässig wäre. 

Interview mit dem ABV-Vorstandsvorsitzenden, RA Dr. Ulrich Kirchhoff, und dem Hauptgeschäftsführer der ABV, Dipl.-Kfm. Michael Jung

Ju
ng

fe
r (

2)



Niedersachsen

14

Apothekerversorgung
Aktuell

Ausgabe 2010

15

Zum 1. September 2009 ist 
das Gesetz über den Ver-
sorgungsausgleich (Vers-

AusglG) in Kraft getreten. Nach 
dem alten Recht galt das Prinzip 
der Saldierung. Der insgesamt 
ausgleichsberechtigte Ehepartner 
erhielt einen Ausgleichsanspruch 
in Höhe der halben Wertdiffe-
renz der Ansprüche. Nun gilt der 
Grundsatz der internen Teilung. 
Jedes Anrecht ist innerhalb des je-
weiligen Versorgungssystems bei 
dem Versorgungsträger, bei dem 
es entstanden ist (z.B. gesetzliche 
Rentenversicherung, berufsständi-
sche Versorgung, betriebliche Al-
tersversorgung), hälftig zu teilen. 
Der ausgleichsberechtigte Ehegat-
te erhält ein eigenständiges An-
recht mit gleichen Chancen und 
Risiken. Das Anrecht des jeweils 
ausgleichspflichtigen Ehegatten 

Anzahl weiblich Anzahl männlich GesamtAlter bei Eheende

Scheidungsstatistik Apothekerversorgung Niedersachsen

   < 30 Jahre

30-39 Jahre

40-49 Jahre

50-59 Jahre

über 60 Jahre

7

39

34

6

1

Gesamt 87

1

48

84

39

5

177

8

87

118

45

6

264

Nach der Scheidung

				    alles teilen
wird entsprechend gekürzt.  Folge 
der internen Teilung ist, dass bei 
einem Versorgungsausgleich nach 
dem VersAusglG auch für Nicht-
Berufsstandsangehörige Renten-
anwartschaften bei der Apothe-

kerversorgung übertragen werden 
müssen. Somit sind künftig nach 
einem Versorgungsausgleich auch 
Rentenleistungen an Personen 
zu erbringen, die nicht Mitglied 
eines Apothekerversorgungswer-

kes werden können oder sind. 
Insbesondere die Gewährung von 
Berufsunfähigkeitsrente an Nicht-
Berufsstandsangehörige wäre 
aufgrund der speziellen berufs-
spezifischen Berufsunfähigkeitsde-

finition der Apothekerversorgung 
problematisch. Die Apothekerver-
sorgung Niedersachsen hat daher 
von der Möglichkeit, den Risiko-
schutz auf die Altersrente zu be-
schränken, Gebrauch gemacht: 

Der ausgleichsberechtigte Nicht-
Berufsstandsangehörige hat einen 
Leistungsanspruch auf die Alters-
rente gegen einen Zuschlag von 
15 Prozent. Der Zuschlag beträgt  
2 Prozent, wenn der/die Aus-
gleichsberechtigte zum Ende der 
Ehezeit ein Lebensalter hat, das 
nach der Satzung zum Bezug der 
vorgezogenen Altersrente berech-
tigt, oder er/sie bereits Altersrente 
bezieht. Von der Beschränkung des 
Risikoschutzes unberührt bleibt je-
doch der Anspruch auf Waisenren-
te für gemeinsame Kinder des/der 
Ausgleichsberechtigten mit dem 
Mitglied. 
Ist der/die Ausgleichsberechtigte 
Mitglied der Apothekerversorgung 
Niedersachsen, so besteht nach 
Erfüllen der Voraussetzungen An-
spruch auf alle satzungsgemäßen 
Leistungen.

Das neue Versorgungs-
ausgleichsgesetz gilt für 
Verfahren über den Versor-
gungsausgleich, 
n die ab dem 1. September 
2009 eingeleitet  worden sind,
n die am 1. September 2009 
abgetrennt oder ausgesetzt 
sind oder deren Ruhen ange-
ordnet ist,
n die nach dem 1. September 
2009 abgetrennt oder aus-
gesetzt werden oder deren 
Ruhen angeordnet wird,
n in denen am 31. August 
2010 im ersten Rechtszug 
noch keine Endentscheidung 
erlassen wurde.

Versorgungs-
ausgleichFo

to
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Saldierung
Grundkonzept des alten Versorgungsausgleichs

Interne Teilung
Versorgungsausgleich nach dem neuen Versorgungsausgleichsgesetz

Anrechte
Ehepartner 1

Anrechte
Ehepartner 2

Anrechte
Ehepartner 1

Anrechte
Ehepartner 2

Hin-und-Her-Ausgleich

berufsständische Versorgung

gesetzliche Rentenversicherung

betriebliche Altersversorgung

private Altersvorsorge

berufsständische Versorgung

gesetzliche Rentenversicherung

betriebliche Altersversorgung

private Altersvorsorge

Ausgleich:

Saldierung
Grundkonzept des alten Versorgungsausgleichs
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Anrechte
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Anrechte
Ehepartner 2
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berufsständische Versorgung

gesetzliche Rentenversicherung

betriebliche Altersversorgung

private Altersvorsorge

berufsständische Versorgung

gesetzliche Rentenversicherung

betriebliche Altersversorgung

private Altersvorsorge

Ausgleich:

Saldierung
Grundkonzept des alten Versorgungsausgleichs

Interne Teilung
Versorgungsausgleich nach dem neuen Versorgungsausgleichsgesetz

Anrechte
Ehepartner 1

Anrechte
Ehepartner 2

Anrechte
Ehepartner 1

Anrechte
Ehepartner 2

Hin-und-Her-Ausgleich

berufsständische Versorgung

gesetzliche Rentenversicherung

betriebliche Altersversorgung

private Altersvorsorge

berufsständische Versorgung

gesetzliche Rentenversicherung

betriebliche Altersversorgung

private Altersvorsorge

Ausgleich:
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Nach der Reform des Ver-
sorgungsausgleichs zum 
1. September 2009 haben 

sich einige erhebliche Änderungen 
ergeben. Nicht nur die Ermittlung 
des Ausgleichswertes ist neu, son-
dern auch die rechtlichen Folgen 
des Versorgungsausgleichs haben 
sich geändert. Wir geben Antwor-
ten auf wichtige Fragen zu diesem 
Thema.

Was bedeutet das  
„Rentnerprivileg“, und gibt es 
das nach der Reform noch?
Bezog nach altem Recht der aus-
gleichspflichtige Ehegatte im 
Zeitpunkt der Entscheidung des 
Familiengerichts über den Versor-
gungsausgleich bereits eine Ren-
te, blieb diese so lange ungekürzt, 
bis auch der ausgleichsberechtigte 
Ehegatte eine Rente erhielt. Dieses 
sogenannte „Rentnerprivileg“ ist 

nun entfallen. Sofern das Verfahren 
über den Versorgungsausgleich 
nicht unter die Übergangsregelung 
des § 48 VersAusglG (siehe Kasten 
Seite 15) fällt, wird nach § 25 Ab-
satz 5 Alterssicherungsordnung 
die Rente sofort entsprechend ge-
kürzt. 

… und das „Unterhaltsprivileg“?
Bisher konnte der Ausgleichsver-
pflichtete einen Härtefallantrag 
beim Versorgungswerk stellen, 
wenn er dem Ausgleichsberech-
tigten zum Unterhalt verpflichtet 
war, selbst Rente bezog und der 
Ausgleichsberechtigte noch keine 
Rente erhielt. In diesen Fällen wur-
de die Kürzung der Rente so lange 
ausgesetzt, bis der ausgleichsbe-
rechtigte Ehegatte Rente bezog. 
Nach dem neuen Recht ist dies nun 
nicht mehr möglich. Die Ausset-
zung des Versorgungsausgleichs 

erfolgt nur noch in der Höhe, in der 
Unterhalt gezahlt wird. Das „Unter-
haltsprivileg“ heißt in der Termino-
logie des neuen Versorgungsaus-
gleichsgesetzes „Anpassung wegen 
Unterhalt“.

Wo ist dieser Antrag zu stellen?
Die „Anpassung wegen Unterhalt“ 
muss nun beim Familiengericht be-
antragt werden.

Kann ich mein gekürztes  
Anrecht wieder auffüllen?
Ein ausgleichspflichtiges Mitglied 
der Apothekerversorgung Nieder-
sachsen kann sein aufgrund des 
Versorgungsausgleichs gekürztes 
Anrecht durch zusätzliche Zahlun-
gen nach versicherungsmathema-
tischen Grundsätzen ergänzen. Zur 
Berechnung des konkreten Betra-
ges wenden Sie sich bitte direkt an 
Ihr Versorgungswerk. 

Die Folgen des  

Versorgungsausgleichs
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Neubau

		  Lister Gracht
Der Immobilienbestand 

der Apothekerversorgung 
Niedersachsen setzt sich 

zusammen aus direkten und indi-
rekten Anlagen. Indirekt beteiligt 
sich die Apothekerversorgung 
über Immobilienspezialfonds und 
über Immobiliengesellschaften an 
Büro- und Geschäftshäusern über-
wiegend im Ausland. 
Bei der Direktanlage liegt der  
Fokus ausschließlich auf Deutsch-
land. Hier wird der aktuellen Markt-
entwicklung Rechnung getragen 
und auch weiter in hochwertige 
Wohnanlagen in guten bis sehr gu-
ten Lagen investiert. 
Insbesondere München, Hamburg 
wie auch Hannover zählen zu den 
bevorzugten Investitionsstandor-
ten. Als Gesellschafter der Objekt-
gesellschaft Schloßviertel Nym-
phenburg GmbH & Co. KG hat sich 
die Apothekerversorgung Nieder-
sachsen an einem Mietwohnungs-
bauprojekt in München im Schloß-
viertel Nymphenburg beteiligt. Die 
342 hochwertigen Mietwohnun-

gen sind im Herbst 2009 fertigge-
stellt worden. Die Vermietung läuft 
positiv. Die Mietansätze konnten 
gegenüber der Kalkulation sogar 
erhöht werden.
Ebenfalls in 2009 fertiggestellt 
wurde die Wohnanlage in Hanno-
ver, Lister Gracht. Hier sind in drei 
fünfgeschossigen Baukörpern 132 
Mietwohnungen, davon 12 exklusi-
ve Penthauswohnungen mit groß-
zügiger Dachterrasse, entstanden. 
Die Vermietungsansätze konnten 

gegenüber der Ursprungskal-
kulation gesteigert werden. Das 
durchschnittliche Mietniveau liegt 
derzeit bei 9,30 Euro pro Quadrat-
meter. Mit der Vollvermietung wird 
im Frühjahr 2010 gerechnet.
Auch in Hamburg investiert die Apo-
thekerversorgung in hochwertigen 
Wohnungsbau. In der Hamburger 
Neustadt werden in dem Objekt 
Wallhöfe 48 Mietwohnungen in be-
liebter Stadtteillage errichtet. Die 
Fertigstellung des Objektes ist für 
Sommer 2010 geplant. 
Trotz der weiter anhaltenden Fi-
nanzkrise sind die Mieten und 
Renditen für deutsche Immobilien 
weitgehend stabil geblieben. Ins-
besondere bei hochwertigen Neu-
bauwohnungen sind steigende 
Mieten zu verzeichnen. Da immer 
weniger Mietwohnungen gebaut 
werden, ist davon auszugehen, 
dass sich der Trend weiter fortset-
zen wird.

Hypothekendarlehen
Langfristige Hypothekendarlehen für Wohn- und Geschäftsimmo-
bilien können über die Ärzteversorgung Niedersachsen beantragt 
werden. In Betracht kommen die Finanzierung von Immobilien bei 
Kauf, Bau und Ausbau sowie die Umfinanzierung bis jeweils 60 Pro-
zent des Beleihungswertes, der durch ein Gutachten eines verei-
digten Sachverständigen nachzuweisen ist. Die Mindestdarlehens-
summe beträgt 50.000 Euro. Fordern Sie bitte die Konditionstabelle 
und Antragsunterlagen an unter Telefon (0511) 380-11 89, per Fax 
(0511) 380-12 17 oder im Internet unter www.aevn.de. 

Wohnanlage Lister Gracht
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Die beschlossenen Satzungsänderungen
Die Kammerversammlung der Apothe-
kerkammer Niedersachsen hat am 18. 
November 2009 aufgrund von § 12 Abs. 
1 und Abs. 6 Kammergesetz für die Heil-
berufe in Niedersachsen (HKG) in der Fas-
sung vom 8. Dezember 2000 (Nds. GVBl. 
S. 301), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 8. Oktober 2008 (Nds. GVBl. S. 312) 
folgende Satzung zur Änderung der Al-
terssicherungsordnung der Apotheker-
kammer Niedersachsen beschlossen:
Artikel 1 
Neuregelungen
Die Alterssicherungsordnung der Apo-
thekerversorgung Niedersachsen vom 
19. November 1993  (Pharmazeutische 
Zeitung 1993, Seite 1559 ff.), zuletzt ge-
ändert durch Satzung vom 18. August 
2009  (Pharmazeutische Zeitung 2009, 
Seite 3318 f.)  wird wie folgt geändert:
1. Dem Satzungstext wird folgende 
Inhaltsübersicht vorangestellt:
„I. Aufgaben, Organe und Mitglieder-
kreis der Apothekerversorgung
§ 1   Rechtsnatur, Sitz, Aufgaben
§ 2   Bekanntmachungen
§ 3   Auskunftspflicht
§ 4   Organe
§ 5   Kammerversammlung
§ 6   Aufsichtsausschuss
§ 7   Verwaltungsausschuss
§ 8   Mitgliedschaft
§ 9   Ausnahme von der Mitgliedschaft
§ 10  Befreiung von der Mitgliedschaft
§ 11  Verzicht auf Befreiung und Teilbe-
freiung von der Mitgliedschaft
§ 12  Freiwillige Mitgliedschaft
§ 13  Nachversicherung
§ 14  Ausscheiden aus der Apotheker-
versorgung
II. Leistungen der Apothekerversorgung
§ 15 Leistungsarten, Rechtsanspruch
§ 16 Altersrente
§ 17 Berufsunfähigkeitsrente
§ 18 Rehabilitationsmaßnahmen
§ 19 Hinterbliebenenrente
§ 20 Witwen-/Witwerrente und Rente für 
hinterbliebene Lebenspartner
§ 21 Waisenrente
§     22 Zusammensetzung und Berech-
nung der Hinterbliebenenrenten
§ 23 Sterbegeld
§     24 Erstattung und Übertragung der 
Versorgungsabgabe
§ 25 Versorgungsausgleich bei Eheschei-
dungen
§ 26 Kapitalabfindung
III. Versorgungsabgaben für die Apothe-
kerversorgung

Regelaltersrente eine Berufsunfähig-
keitsrente beziehen, tritt an Stelle der 
Berufsunfähigkeitsrente die Altersrente 
in gleicher Höhe.“ 
b) Absatz 2 lautet wie folgt:
„(2) 1Auf Antrag wird eine Altersrente 
vor Erreichen der Regelaltersgrenze ge-
währt, frühestens sechzig Monate vor 
der in Absatz 1 festgelegten jeweiligen 
Regelaltersgrenze (vorgezogene Alters-
rente). 2Für jeden Monat, um den der 
Rentenbeginn vorgezogen wird, wird 
die Altersrente, die bis zum Beginn der 
Zahlung erworben worden ist, um einen 
Abschlag von 0,37 % gekürzt. 3Beginnt 
die Mitgliedschaft in der Apothekerver-
sorgung Niedersachsen oder in einer an-
deren durch Gesetz angeordneten oder 
auf Gesetz beruhenden innerstaatlichen 
Versicherungs- oder Versorgungsein-
richtung nach dem 31. Dezember 2011, 
kann abweichend von Satz 1 die Alters-
rente frühestens mit Vollendung des 62. 
Lebensjahres beantragt werden.“
c) Absatz 3 lautet wie folgt:
„(3) 1Auf Antrag des Mitglieds wird der 
Beginn der Rentenzahlung über die 
Regelaltersgrenze aufgeschoben, längs-
tens sechsunddreißig Monate nach dem 
in Absatz 1 festgelegten Erreichen der 
jeweiligen Regelaltersgrenze. 2Das Mit-
glied darf während des Aufschubs der 
Rentenzahlung weiter Versorgungsab-
gaben entrichten. 3Für jeden Monat, 
um den die Altersrente nach Erreichen 
der Regelaltersgrenze aufgeschoben ist, 
erhöht sich die Altersrente, die mit Errei-
chen der Regelaltersgrenze erworben 
worden ist, wenn keine Beiträge entrich-
tet werden, um 0,47%, und wenn Bei-
träge entrichtet werden, um zusätzlich 
0,47% des gezahlten Beitrages.“ 
d) Die Nummerierung der Absätze 2 bis 
8 wird angepasst:
Absatz 2 wird Absatz 4
Absatz 3 wird Absatz 5
Absatz 4 wird Absatz 6  
Absatz 5 wird Absatz 7
Absatz 6 wird Absatz 8
Absatz 7 wird Absatz 9
Absatz 8 wird Absatz 10
e) In Absatz 6 werden folgende Bezüge 
auf die neuen Absatzziffern korrigiert:

aa) In Satz 4 wird der Bezug auf „Abs. 2“ 
in „Abs. 4“ angepasst. 
bb) In Satz 6 wird der Bezug auf „Abs. 
3“ in „Abs. 5“ angepasst.
cc) In Satz 7 wird der Bezug auf „Abs. 2“ 
in „Abs. 4“ angepasst.

 § 27 Allgemeine Versorgungsabgaben
 § 28 Besondere Versorgungsabgaben
 § 29 Zusätzliche Versorgungsabgabe
 § 30 Geschäftsjahr
 § 31 Versorgungsabgabeverfahren
 § 32 Erfüllungsort und Meldewesen
 § 33 Art der Zahlung der Versorgungs-
abgabe
IV. Zweck und Verwendung der Mittel
§ 34 Zweck und Verwendung der Mittel
V.  Schlussbestimmungen
§ 35 Korrektur von Leistungsentschei-
dungen
§ 36 Abtretung und Übertragung von 
Ansprüchen
§ 37 Inkrafttreten“
2. Die Überschrift zum Abschnitt I 
wird wie folgt geändert: „Aufgaben, 
Organe und Mitgliederkreis der Apo-
thekerversorgung“
3. § 7 Abs. 8 lautet wie folgt:
„Zu den Sitzungen des Verwaltungsaus-
schusses sind die Geschäftsführer der 
Apothekerkammern einzuladen, deren 
Angehörige Mitglieder der Apotheker-
versorgung Niedersachsen sind.“
4. In § 10 Abs. 6 wird „b“ ersetzt durch 
„Abs. 1 b)“.
5. § 16 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 lautet wie folgt:
„(1) 1Jedes Mitglied hat Anspruch auf 
lebenslange Altersrente, wenn es die 
Regelaltersgrenze erreicht hat. 2Mitglie-
der, die vor dem 1. Januar 1953 geboren 
sind, erreichen die Regelaltersrente mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres. 3Für 
Mitglieder, die nach dem 31. Dezember 
1952 geboren sind, wird die Regelalters-
rente wie folgt angehoben:

f) Absatz 7 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Bundeser-
ziehungsgeldgesetz“ durch die Worte 
„Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setz (BEEG)“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird das Wort „Erziehungs-
zeiten“ durch das Wort „Elternzeiten“ 
ersetzt.
6. § 17 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird „§16 Abs. 4“ durch „§ 
16 Abs. 6“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird „§ 16 Abs. 4, 2. Unter-
absatz“ durch „§ 16 Abs. 6 Satz 5 und 
6“ ersetzt.
cc) In Satz 3 wird die Formulierung 
„gem. § 16 Abs. 4 Unterabsatz 3“ durch 
die Formulierung  „nach § 16 Abs. 4 
Satz 7 bis 9“ ersetzt.
dd) Lit. b) wird wie folgt geändert:
„Bei Eintritt der Berufsunfähigkeit nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres und 
vor Vollendung des Lebensalters, ab 
dem frühestens eine vorgezogene Al-
tersrente nach § 16 Abs. 2 beantragt 
werden kann, reduziert sich die nach 
§ 16 Abs. 6 errechnete Rente für jeden 
Monat nach Vollendung des 55.  Le-
bensjahres und dem Rentenbeginn 
um jeweils 0,37 %, höchstens um 22,2 
% (60 x 0,37%).“
ee) Lit. c) wird wie folgt geändert:
„Bei Berufsunfähigkeit nach Vollen-
dung des Lebensalters, ab dem frü-
hestens eine vorgezogene Altersrente 
nach § 16 Abs. 2 beantragt werden 
kann, reduziert sich die nach § 16 Abs. 
6 errechnete Rente nach den gleichen 
versicherungsmathematischen Grund-
sätzen wie bei Bezug der Altersrente 
vor Erreichen der Regelaltersgrenze 
nach § 16 Abs. 1.“   

b) In Absatz 6 wird der Bezug auf „§ 16 
Abs. 3 Satz 3, Abs. 4“ durch „§ 16 Abs. 5 
Satz 3 und Abs. 6“ ersetzt. 
c) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte „Er-
ziehungsurlaub nach dem Bundes-
erziehungsgeldgesetz“ durch die 
Worte „Elternzeit nach dem Bundes-
elterngeld- und Elternzeitgesetz“ er-
setzt.
bb) In Satz 3 wird der Bezug auf „§ 16 
Abs. 5 Satz 1“ geändert in „§ 16 Abs. 7 
Satz 1“.

7. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
 „(1) Hinterbliebenenrenten sind 
a) Witwen- und Witwerrenten,
b)  Renten für hinterbliebene Lebens-

1953	                              65 Jahre und 2 Monate

1954	                              65 Jahre und 4 Monate

1955	                              65 Jahre und 6 Monate

1956	                              65 Jahre und 8 Monate

1957	                              65 Jahre und 10 Monate

1958	                              66 Jahre

1959	                              66 Jahre und 2 Monate

1960	                              66 Jahre und 4 Monate

1961	                              66 Jahre und 6 Monate

1962	                              66 Jahre und 8 Monate

1963	                              66 Jahre und 10 Monate

1964 und später	  67 Jahre

Geburtsjahr�R egelaltersgrenze

4Mitglieder, die bis zum 31. Dezember 
2009 einen Altersteilzeitvertrag nach 
dem Altersteilzeitgesetz abgeschlossen 
haben, erreichen die Regelaltersgrenze 
mit Vollendung des 65. Lebensjahres. 

5Für Mitglieder, die bei Erreichen der 

partnerinnen und Lebenspartner nach 
dem Gesetz über die Eingetragene 
Lebenspartnerschaft (Lebenspartner-
schaftsgesetz – LPartG),
c) Vollwaisenrente,
d) Halbwaisenrente.“
8. § 20 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift lautet „Witwen-/Wit-
werrente und Rente für hinterbliebene 
Lebenspartner“
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
„1Nach dem Tod des Mitglieds erhalten 
die Witwe eine Witwenrente, der Witwer 
eine Witwerrente und hinterbliebene 
Lebenspartner einer Eingetragenen Le-
benspartnerschaft eine entsprechende 
Hinterbliebenenrente. 2Wurde die Ehe 
oder Eingetragene Lebenspartnerschaft 
nach Vollendung des 60.  Lebensjahres 
oder nach Eintritt der Berufsunfähig-
keit des Mitglieds geschlossen bzw. be-
gründet und bestand die Ehe oder Ein-
getragene Lebenspartnerschaft nicht 
mindestens drei Jahre, so besteht kein 
Anspruch auf Rente.“
c) In Absatz 3 wird folgender Satz 2 er-
gänzt:
„2Für Hinterbliebene einer Eingetrage-
nen Lebenspartnerschaft gilt die Tei-
lungsregel nach Satz 1 entsprechend.“
9. In § 21 wird die Überschrift „Voll-
waisenrente“ durch  „Waisenrente“ 
ersetzt. 
10. § 22 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Witwen- oder Witwerrente und 
die Rente für hinterbliebene Lebenspart-
ner einer Eingetragenen Lebenspartner-
schaft betragen 60 vom Hundert der 
Rente, die das Mitglied bei seinem Able-
ben bezog oder bezogen haben würde, 
wenn es in diesem Zeitpunkt Anspruch 
auf Berufsunfähigkeitsrente oder Alters-
rente besessen hätte.“
11. In § 25 Abs. 1 wird als Satz 4 neu 
eingefügt: 
„Diese gelten für Eingetragene Le-
benspartnerschaften entsprechend, 
soweit nach § 20 Lebenspartnerschafts-
gesetz ein Versorgungsausgleich statt-
findet.“
12. In § 25 Abs. 3 Satz 5 wird der Be-
zug „§ 16 Abs. 1 Satz 2“ geändert in „§ 
16 Abs. 2 Satz 1“. 
13. § 26 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 lautet wie folgt:
„1Die Hinterbliebenenrente entfällt für 
Witwen- und Witwer, die wieder heiraten, 
sowie für hinterbliebene Lebenspartner 
einer Eingetragenen Lebenspartner-

schaft, die wieder eine Lebenspartner-
schaft begründen. 2Der Anspruch auf 
Rente erlischt mit Ablauf des Monats, 
in dem eine Wiederverheiratung oder 
Begründung einer Lebenspartnerschaft 
stattgefunden hat.“
b) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 er-
gänzt:
„Für hinterbliebene Lebenspartner einer 
Eingetragenen Lebenspartnerschaft gilt 
Satz 1 entsprechend.“
14. § 28 wird  wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird die Bezeichnung 
„Bundesanstalt für Arbeit“ durch die Be-
zeichnung „Bundesagentur für Arbeit“ 
ersetzt.
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
„(3) Mitglieder, die ihren Wehr- oder 
Zivildienst ableisten, zahlen eine Ver-
sorgungsabgabe entsprechend des 
Beitragssatzes zur gesetzlichen Renten-
versicherung, höchstens den Beitrag, 
der ihnen von dritter Stelle zu gewähren 
ist.“ 
15. Abschnitt V erhält die Überschrift: 
„Schlussbestimmungen“
16. § 34 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift lautet: „Zweck und 
Verwendung der Mittel“.
b) In Absatz 4 Satz 1 wird der Bezug „§ 16 
Abs. 2“  in „§ 16 Abs. 4“ geändert.
17. § 35 erhält die Überschrift „Korrek-
tur von Leistungsentscheidungen“
18. § 36 erhält die Überschrift „Abtre-
tung und Übertragung von Ansprü-
chen“.
19. § 37 lautet wie folgt:
„Inkrafttreten
1Diese Alterssicherungsordnung tritt am 
1. Januar 2010 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt 
die Alterssicherungsordnung der Apo-
thekerversorgung Niedersachsen vom 
19. November 1993  (Pharmazeutische 
Zeitung 1993, Seite 1559 ff.), zuletzt ge-
ändert durch Satzung vom 18. August 
2009  (Pharmazeutische Zeitung 2009, 
Seite 3318 f.) außer Kraft.“
Artikel 2
Bekanntmachung der Neufassung
Die Apothekerversorgung Niedersach-
sen gibt eine Gesamtfassung der Al-
terssicherungsordnung in der vom 1. 
Januar 2010 an geltenden Fassung mit 
Satznummerierung in der Pharmazeuti-
schen Zeitung  bekannt.
Artikel 3
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2010 in 
Kraft. 
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ABV erreicht Gesetzesänderung 

					     für Eltern
Das Bundessozialgericht hat 

mehrfach entschieden, dass 
die gesetzliche Rentenver-

sicherung Kindererziehungszeiten 
auch für Mitglieder berufsstän-
discher Versorgungswerke unter 
bestimmten Voraussetzungen an-
erkennen muss. Da für viele Mitglie-
der mangels Erreichen der Wartezeit 
von 60 Monaten die Anrechnung 
der Kindererziehungszeiten bei der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
nicht zu einem Rentenanspruch in 
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung führte, war diese Lösung unbe-
friedigend. Für Geburten vor 1992 
wird ein Jahr Kindererziehungszeit, 
für Geburten ab 1992 werden drei 
Jahre Kindererziehungszeit in der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
berücksichtigt. Die Folge der Recht-
sprechung und Gesetzeslage war 
damit zwar eine Anrechnung der 
Kindererziehungszeiten auch für 

Mitglieder berufsständischer Ver-
sorgungswerke, die aber wegen 
fehlender Vorversicherungszeiten 
häufig nicht zu einem Rentenan-
spruch führte. 
Hier hat sich durch eine Gesetzesän-
derung eine erfreuliche Änderung 
ergeben. In das Sozialgesetzbuch 
wurde ein neuer § 208 SGB VI ein-
gefügt. Danach können Elternteile, 
denen Kindererziehungszeiten an-
zurechnen sind, die aber die allge-
meine Wartezeit der gesetzlichen 
Rentenversicherung von 60 Kalen-
dermonaten nicht erfüllt haben, zur 
Erlangung eines Altersrentenan-
spruchs auf Antrag freiwillige Beiträ-
ge nachzahlen. Die Beiträge können 
frühestens nach Erreichen der Re-
gelaltersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung und nur für so 
viele Monate nachgezahlt werden, 
wie zur Erfüllung der allgemeinen 
Wartezeit noch erforderlich sind. 

Dies bedeutet für Mitglieder berufs-
ständischer Versorgungswerke, de-
nen Kindererziehungszeiten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
angerechnet werden, dass sie nach 
Erreichen der Regelaltersgrenze in 
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung freiwillige Beiträge an die ge-
setzliche Rentenversicherung zum 
Erfüllen der Wartezeit nachzahlen 
können und so einen Rentenan-
spruch dort erhalten. Diejenigen, 
die die Regelaltersgrenze in der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
bereits erreicht haben, sollten sich 
umgehend mit der für sie zuständi-
gen Auskunfts- und Beratungsstelle 
der Deutschen Rentenversicherung 
in Verbindung setzen, um zu klären, 
in welcher Höhe sie Beiträge gege-
benenfalls nachzahlen müssen, um 
aus den ihnen angerechneten Kin-
dererziehungszeiten einen Renten-
anspruch zu erlangen. 
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Die Kammerversammlung 
der Apothekerkammer Nie-
dersachsen hatte in ihrer 

Sitzung am 18. November 2009 die 
Mitglieder des Verwaltungs- und 
des Aufsichtsausschusses der Apo-
thekerversorgung Niedersachsen 
zu wählen.
Dem Aufsichtsausschuss gehören 
acht pharmazeutische Mitglieder 
an, davon fünf aus dem Bereich der 
Apothekerkammer Niedersachsen 
und drei aus den Bereichen der 
angeschlossenen Apothekerkam-
mern Hamburg (zwei Mitglieder) 
und Sachsen-Anhalt (ein Mitglied). 
Die Wahlperiode beträgt fünf Jah-
re. Die Mitglieder aus der Freien 
und Hansestadt Hamburg und aus 
Sachsen-Anhalt werden auf Vor-
schlag der jeweiligen Apotheker-
kammer gewählt.
In den Aufsichtsausschuss wurden 
gewählt (von links nach rechts): 
Dr. Sigrun Scholz (Lüneburg), Gerd 
Haese (Magdeburg), Dr. Wolfram 
Klose (Wolfsburg), Michael Wiese 
(Stellvertretender Vorsitzender, 
Hamburg), Andrea Lehnert (Braun-
schweig), Enno Ludewig (Jever), Dr. 
Walter Heering (Vorsitzender, Mü-
den) und Dr. Frank Stepke (Ham-
burg, fehlt auf dem Foto).
Der Verwaltungsausschuss besteht 
aus sechs Mitgliedern. Davon gehö-
ren drei Mitglieder der Apotheker-
kammer Niedersachsen und je ein 
Mitglied den Apothekerkammern 
Hamburg und Sachsen-Anhalt an. 
Die Mitglieder werden ebenfalls 
auf Vorschlag der jeweiligen Apo-

Neue Mitglieder in  Verwaltungs- 
und Aufsichtsausschuss

thekerkammer gewählt. Das wei-
tere Mitglied muss auf dem Gebiet 
des Bankwesens erfahren sein. Die 
Wahlperiode beträgt fünf Jahre. 
In den Verwaltungsausschuss wur-
den gewählt (von links nach rechts): 
Dr. Hans-Georg Möller (Papenburg), 

Bernd Töpperwien (Osterode), Dr. 
Jens-Uwe Sänze (Stellvertretender 
Vorsitzender, Stendal), Hans Krog-
mann (Bankdirektor, Wedemark), 
Lutz Willigmann (Vorsitzender, Vis-
bek) und Rainer Töbing (Hamburg, 
fehlt auf dem Foto).

Der neue Aufsichtsausschuss

Der neue Verwaltungsausschuss
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n Wenn Einzahler und 
Beitragsempfänger identisch sind:
052802400170413
Beitrag:
Januar 2010 (oder 01/2010)

n Wenn Einzahler und 
Beitragsempfänger voneinander  
abweichen:
052208530160415
Dr. Müller,
Beitrag 01.01.–31.01.2010 (oder 01/2010)
oder
052609600120415
freiwilliger Beitrag Januar 2010

n Unsere Konten:
Commerzbank AG Hannover
Konto-Nr. 7322 082 00
(BLZ: 250 800 20)

Deutsche Apotheker- und Ärztebank  
Düsseldorf
Konto-Nr. 000 1974 718
(BLZ: 300 606 01)

Mustereintragungen

Die Höhe der Altersversor-
gung der Mitglieder im Ver-
sorgungswerk basiert auf 

den eingezahlten Beiträgen. Mo-
nat für Monat werden die Beiträge 
individuell auf den Beitragskonten 
gutgeschrieben und jährlich als 
Summe auf den für die Renten-
berechnung maßgeblichen Ver-
sicherungsnachweis übertragen. 
Der Versicherungsnachweis ist die 
Übersicht über alle im Laufe der 
Anwartschaft eingezahlten Versor-
gungsabgaben und den daraus re-
sultierenden Steigerungszahlen. 
Bei den Beitragszahlungen ist es 
für die Apothekerversorgung zur 
korrekten Zuordnung der Zahlung 
und Vermeidung von Verwechs-
lungen sehr wichtig, dass im Ver-
wendungszweck der Überweisung 
die betreffende erweiterte Mit-
gliedsnummer (15-stellig) in richti-
ger Schreibweise zu erkennen ist. 
Richtige Schreibweise bedeutet, 

verarbeitung. Nur wenn die Mit-
gliedsnummer sofort erkannt wird 
und mit den Stammdaten überein-
stimmt, werden die Beitragszahlun-
gen automatisch auf dem Beitrags-
konto gutgeschrieben. Bitte geben 
Sie daher bei allen Zahlungen im-
mer Ihre erweiterte Mitgliedsnum-
mer in korrekter Schreibweise an 
und helfen Sie uns so, den Verwal-
tungsaufwand zu reduzieren! Wir 
empfehlen, im Verwendungszweck 
als Erstes die erweiterte Mitglieds-
nummer und erst dann mit Abstand 
– soweit erforderlich – Namen und 
Zeiträume anzugeben.
Die Hinweise gelten nicht für Last-
schriftverfahren. 

Zuzahlungsmöglichkeit
Mitglieder der Apothekerversorgung Niedersachsen haben zu ihren 
Versorgungsabgaben eine Zuzahlungsmöglichkeit. Sie können je-
weils bis zum 31. Dezember Versorgungsabgaben freiwillig bis zum 
Höchstbeitrag in Höhe von 19.701,00 Euro (alte Bundesländer) bzw. 
16.656,48 Euro (neue Bundesländer) leisten. Zu beachten ist, dass 
diese Zuzahlungsmöglichkeit nach vollendetem 50. Lebensjahr ein-
geschränkt ist. Freiwillige Zuzahlungen sind dann nur in dem Um-
fang möglich, wie die im Zeitraum zwischen der Vollendung des 40. 
und des 50. Lebensjahres gezahlten Zuzahlungen. 

Hinweise zur

Beitragszahlung

die Mitgliedsnummer ohne Punkte, 
Komma, Bindestriche oder sonstige 
Zeichen oder Leerstellen aufzufüh-
ren. Die Beitragsbuchung erfolgt 
mithilfe der elektronischen Daten-
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